
Begründung 

Zur 3. Änderung des Bebauungsplanes Nr. XII/1-0rtsteil Vöhrum 
(Süd-West 2) 

1) Erfordernis der Planänderung 

Die am 6.7.1972 rechtsverbindlich gewordene 1. Änderung 
des vorgenannten Bebauungsplanes setzt u. a. einen Spiel-
platz für Kleinkinder zwischen den Grundstücken Bahnhofstr. 
Nr. 77 D und Erlengasse 10 H fest. Das Spielplatzgrundstück 
steht im Eigentum der Stadt Feine und setzt sich aus zwei 
Flurstücken (13/108 - 42 qm und 13/110- 6 qm) mit einer 
Gesamtgröße von insgesamt 48 qm zusammen.-In der ersten rechts­
-verbindlichen Fassung d-es ~Bebal,l.J;Jngsplanes . war der entspreche'nde 
Bereich als -Fläche -- für Garagen IJlit- Garagenvor:~e ld ausgewiesen. 

Der von der ehemaligen Gemeinde Vöhrum aufgrund der ge­
meindlichen Neugliederung übernommene Aktenvorgang enthält keinen 
Hinweis oder konkreten Grund, der die Einrichtung eines Spiel­
platzes in diesem Bereich rechtfertigt. Von den beteiligten 
Behörden und Stellen ist weder eine diesbezügliche Anregung 
vorgebracht noch eine entsprechende Forderung erhoben worden. 

Der geplante Spielplatz ist bisher noch nicht ausgebaut worden. 

Gemäß § 6 des Niedersächsischen Gesetzes über Spielplätze vom 
6.2.1973 haben die Eigentümer der mit mehr als zwei Wohnungen 
bebauten Grundstücke Spielplätze für Kleinkinder (privat) 
anzulegen. Die nutzbare Fläche eines Spielplatzes für Klein­
kinder muß mindestens 30 qm und mindestens 3 % der Wohnfläche 
der Wohnungen betragen (§ 3 Absatz 1). 

Weder der Standort noch die Abmessungen des festgesetzten 
Spielplatzes sind nach dem vorgenannten Gesetz für eine 
funktionsgerechte Nutzung dieser Anlage geeignet. 

Die angrenzenden Grundstücke sind mit einem Endhaus einer 
Reihenhauszeile und einem halben Doppelhaus bebaut. Jedes 
Gebäude für sich beinhaltet nicht mehr als zwei Wohnungen. 
Bei Anlegung einer umlaufenden Abpflanzung von ca. 1,0 m Breite 
ergibt sich eine nutzbare Fläche von ca. 24 qm, d.h., die 
verbleibende Spielfläche entspricht in keinem Falle der vom 
Gesetz geforderten Mindestgröße. Der finanzielle Aufwand 
für den Ausbau würde aufgrund der geringen Abmessungen in 
keinem Verhältnis zur Nutzung stehen. 

Der im angrenzenden Bebauungsplan Nr. XII/2 ausgebaute Spiel­
platz für Kinder (öffentlich) ist von ~r Entfernung und Größe 
her geeignet, den vorgenannten Spielplatz zu ersetzen. 
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Aus vorstehenden Gründen wird auf die Anlegung des in der 
1. Änderung des Bebauuncrs~lanes Nr. XII/1 zwischen den 
Grundstücken Bahnhofstr~ 77 D und Erlengasse 10 H festgesetzten 
Spielplatzes für Klein~inder verzichtet. 

Die Flurstücke 13/108 und 13/110 werden den Eigentümern der 
angrenzenden Grundstücke unter Zugrundelegung einer durch­
laufenden Grundstücksgrenze (Wilhelm-Busch-Straße/Erlengasse) 
zur Arrondierung ihrer Grundstücke zum Kauf angeboten. Beide 
Eigentümer haben ein Kaufinteresse bekundet. 

2) Bestehende Rechtsverhältnisse 

Das für den Spielplatz vorgesehene Grundstück steht,wie 
vorerwähnt,.im Eigentum der Stadt Peine. Durch die 3 Änder des 
Bebauungsplanes wird die Fläche in Anpassung an die'vorhan~Jhen 
Festsetzungen in allgemeines Wohngebiet (überbaubare und nicht 
überbaubare Grundstücksfläche) umgewandelt. 

~, 3) Kostenschätzung 

Durch die Planänderung werden die Kosten für den Ausbau des 
Spielplatzes eingespart. Städtebauliche Maßnahmen fullen in 
Verbindung mit der Änderung nicht an, d. h., der Stadt Peine 
entstehen keine zusätzlichen Kosten. 

Hinweis: 

Auf die Aufstellung eines städtebaulichen Entwurfes wird in diesem 
Falle verzichtet, da die Bebauung in diesem Bereich als abge­
schlossen anzusehen ist, und die geänderten Festsetzungen sich 
auf Nutzungsänderungen beziehen, deren Inhalt aus den Fest­
setzungen selbst genügend klar hervorgeht. 

Peine, den 14.2.1979 
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Bürgermeitter 
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Stad tdi rek ' r 

Diese Begründung hat mit dem dazugehörigen Entwurf zum Be­
bauungsplan Nr. XII/1 - Vöhrum, 3. Änderung gemäß § 2 a 
(6) BBauG vom 9.7,. 1979 · bis 9.8". 1979 einschließlich 
öffentlich ausgelegen. 

Der Rat der Stadt Peine hat in der Sitzung am 6.12.1979 diese 
Begründung beschlossen. 


